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Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu dem Entwurf IDW ES 9 
„Bescheinigung nach § 270b InsO“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Naumann, 
sehr geehrter Herr Prof. Dr. Groß, 
sehr geehrter Herr Dr. Solmecke, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu IDW ES 9 „Bescheini-
gung nach § 270b InsO“. 
 
In Kooperation mit einer auf Insolvenzrecht spezialisierten Anwaltskanzlei, haben wir 
vor kurzem eine Bescheinigung nach § 270b InsO (im Folgenden auch kurz „270b-
Bescheinigung“) bei einem Insolvenzgericht eingereicht. Wir haben Ihnen diese  
270b-Bescheinigung in anonymisierter Form als Anlage beigefügt. Bei Erstellung 
dieser 270b-Bescheinigung haben wir uns zum einen an IDW ES 9 und zum ande-
ren an der Empfehlung des Deutschen Instituts für angewandtes Insolvenzrecht e. V. 
(DIAI), Remagen orientiert. 
 
Die eingereichte Bescheinigung wurde durch den Insolvenzrichter akzeptiert. 
 
Diverse Abstimmungen und Besprechungen im Rahmen der Erstellung dieser Be-
scheinigung mit dem Mandanten und dessen Insolvenz- und Sanierungsberater so-
wie mit dem Insolvenzgericht haben gezeigt, dass aktuell noch ein hohes Maß an 
Unsicherheit bzgl. der Umsetzung des Schutzschirmverfahrens in der Praxis besteht. 
Umso wichtiger ist es aus unserer Sicht, dass die diesbezügliche Stellungnahme des 
IDW einen Beitrag zur Reduzierung dieser Unsicherheit leistet. Der aktuell vorliegen-
de Entwurf IDW ES 9 wird diesem Anspruch u. E. nur teilweise gerecht. 
 
In der aktuellen (juristischen) Literatur wird IDW ES 9 teilweise scharf kritisiert.1 U. a. 
wird von den Autoren die Befürchtung geäußert, dass eine Bescheinigung auf dem 
Niveau von IDW ES 9 von den Insolvenzgerichten nicht akzeptiert werden könnte.  
 
  

                                                 
1 Vgl. Kraus/Radner, ZInsO 13/2012, S. 587 ff. 
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Soweit wir im Folgenden Änderungen oder Ergänzungen zu dem bisherigen Wortlaut des  
IDW ES 9 vorschlagen, sind diese jeweils durch Kursivdruck sowie Durch- oder Unterstreichung 
hervorgehoben. 
 
Formale Anforderungen an den Aussteller der Bescheinigung 
 
IDW ES 9 enthält bisher keine Regelungen bzgl. der Frage, ob der Bescheiniger eine von dem 
Schuldnerunternehmen unabhängige Person sein muss. Zumindest die ganz herrschende Literatur 
geht davon aus, dass dies nicht erforderlich ist.2  
 
Wir empfehlen daher, nach Tz. 6 eine weitere Tz. mit dem folgenden Inhalt aufzunehmen: 
 
„Im Gegensatz zur Position des Sachwalters fordert das Gesetz keine Unabhängigkeit des Aus-
stellers der Bescheinigung von dem Schuldnerunternehmen. Soweit die o. g. fachlichen Vorausset-
zungen vorliegen, kann der Wirtschaftsprüfer auch dann Aussteller der Bescheinigung sein, wenn 
er bisher Abschlussprüfer oder Berater des Schuldnerunternehmens war.“ 
 
Aktueller Finanzstatus und Finanzplanung 
 
Die Ausführungen in dem IDW ES 9 als Anlage beigefügtem Muster der Bescheinigung bzgl. der 
aktuellen Zahlungsfähigkeit sowie der drohenden Zahlungsunfähigkeit könnten vom Insolvenzge-
richt evtl. als nicht ausreichend eingestuft werden.  
 
So sollten u. E. in der Bescheinigung oder in einer Anlage zu der Bescheinigung zumindest die 
Eckdaten des Finanzstatus (aus welchem sich die aktuelle Zahlungsfähigkeit ergibt) sowie des Fi-
nanzplans (aus welchem sich die drohende Zahlungsunfähigkeit ergibt) dargestellt werden. 
Ansonsten wäre es für den Insolvenzrichter oder einen evtl. Sachverständigen nicht möglich, die 
Plausibilität der Bescheinigung zu beurteilen. Die Formulierung könnte bspw. sein: 
 
„Der vorgelegte Finanzstatus zum Nachweis der Zahlungsfähigkeit sowie der vorgelegte darauf 
aufbauende Finanzplan zum Nachweis der drohenden Zahlungsunfähigkeit sind dieser Bescheini-
gung als Anlage 1 und Anlage 2 beigefügt.“ 
 
Auf Grund der Vielzahl der in der Praxis als „Finanzplan“ bezeichneten Excel-Aufstellungen emp-
fehlen wir, in Tz. 10 den folgenden Hinweis aufzunehmen: 
 
„Die Struktur der vorgelegten Finanzplanung sollte sich an der Anlage ‚Finanzplan auf der Basis 
von gestaffelten Planungseinheiten und mehrmonatigen Planungshorizont‘ des IDW PS 800 orien-
tieren.“ 
 
Frage der Notwendigkeit zur Erstellung eines Überschuldungsstatus 
 
Laut Schmidt/Linker bedarf es auch dann Ausführungen zur Überschuldung i. S. v. § 19 InsO, 
wenn drohende Zahlungsunfähigkeit vorliegt.3  
 
Wir empfehlen daher, die folgende Streichung in dem Muster für die Bescheinigung nach § 270b 
InsO: 
 

                                                 
2 Vgl. Schmidt/Linker, ZIP 20/2012, S. 964; Römermann/Praß, GmbHR 8/2012, S. 430 f.; Vallender, GmbHR     
8/2012, S. 451; Buchalik/Kraus, KSI 2/12, S. 61 f.; A.A. Hölzle, ZIP 2012, S. 158. 
3 Vgl. Schmidt/Linker, ZIP 12/2012, S. 964. 
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„(Soweit zutreffend:) Die Beurteilung, ob Überschuldung i. S. d. § 19 InsO vorliegt, habe ich nach 
der IDW-Stellungnahme: Empfehlungen zur Überschuldungsprüfung bei Unternehmen (IDW St/ 
FAR 1/1996) vorgenommen. Meine Einschätzung basiert im Wesentlichen auf dem mir vorgeleg-
ten, zu Liquidationswerten aufgestellten Überschuldungsstatus.“ 
 
Fortführung i. S. d. § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO nicht überwiegend wahrscheinlich 
 
Ein Schutzschirmverfahren kommt dann nicht in Betracht, wenn das Unternehmen bereits zum 
Zeitpunkt der Antragstellung ein tragfähiges und den Anforderungen der BGH-Rechtsprechung ge-
nügendes Unternehmenskonzept vorgelegt hat. Aus diesem Grund ist in der Bescheinigung auch 
darauf einzugehen, dass eine Fortführung i. S. d. § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO nicht überwiegend wahr-
scheinlich ist.4 
 
Wir empfehlen daher, den folgenden Zusatz in die Bescheinigung aufzunehmen: 
 
„Aufgrund der durch die drohende Zahlungsunfähigkeit indizierten negativen Fortbestehensprog-
nose, weist der von den gesetzlichen Vertretern unter Ansatz von Liquidationswerten aufgestellte 
Überschuldungsstatus ein negatives Reinvermögen und damit eine Überschuldung i. S. d. § 19 
InsO aus. Eine Fortführung i. S. d. § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO ist nicht überwiegend wahrscheinlich, 
da zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Bescheinigung kein den Anforderungen der Rechtspre-
chung des BGH genügendes Unternehmenskonzept vorliegt.“ 
 
Skizzierung der Eckpunkte des Sanierungskonzepts 
 
Das Schutzschirmverfahren ist ein „Privileg“ für den Schuldner, anstatt der unmittelbaren Einlei-
tung eines „ordentlichen Insolvenzverfahrens“ und damit dem Verlust der Kontrolle über das Unter-
nehmen sich für (maximal) drei Monate unter einen Schutzschirm zu begeben und in dieser Zeit in 
Eigenverwaltung einen Insolvenzplan vorzubereiten. Voraussetzung um in den Genuss dieses Pri-
vilegs zu kommen ist es, dass der Schuldner ein zumindest nicht offensichtlich aussichtsloses Sa-
nierungskonzept vorlegen kann. Vor diesem Hintergrund sollten die Anforderungen an das Sanie-
rungskonzept als zentrale Eintrittsvoraussetzung in das Schutzschirmverfahren nicht zu gering an-
gesetzt werden. 
 
Die Erstellung eines Sanierungskonzepts im Sinne von IDW S 6 ist nicht erforderlich.  
 
Wir empfehlen jedoch, die Ausführungen in Tz. 14 wie folgt abzuschwächen: 
 
Tz.14 
„…unterschreiten deutlich die Anforderungen an die Tätigkeiten, die zur Erlangung einer Aussage 
zur Sanierungsfähigkeit nach IDW ES 6 n. F. durchzuführen sind.“ 
 
Erforderlich ist, dass das Unternehmen gegenüber dem Aussteller der Bescheinigung die wesent-
lichen Eckpunkte des Sanierungskonzepts nachvollziehbar und plausibel darstellt und begründet. 
Um dem Insolvenzgericht bzw. einem Sachverständigen auch hier die Möglichkeit zur Überprüfung 
der Bescheinigung zu ermöglichen, sollten die wesentlichen Eckpunkte des Sanierungskonzepts 
auch in der Bescheinigung dargestellt und das von der Gesellschaft erstellte Grobkonzept der Sa-
nierung sollte der Bescheinigung als Anlage hinzugefügt werden. 
 
  

                                                 
4 Vgl. Schmidt/Linker, ZIP 12/2012, S. 964. 
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Wir empfehlen daher, den folgenden Zusatz in die Bescheinigung aufzunehmen: 
 
„Das vorgelegte Grobkonzept der Sanierung des Unternehmens ist dieser Bescheinigung als An-
lage 3 beigefügt. Die gesetzlichen Vertreter gehen dabei im Wesentlichen auf die folgenden Maß-
nahmen ein:“ 
 
Frage der Notwendigkeit einer integrierten Ertrags-, Finanz- und Vermögensplanung als 
Bestandteil des Sanierungskonzepts 
 
In der Literatur wird teilweise gefordert, dass für die Erteilung einer 270b-Bescheinigung die Vor-
lage einer integrierten Ertrags-, Finanz- und Vermögensplanung für das laufende Geschäftsjahr 
und für mindestens zwei Folgejahre erforderlich ist, aus welcher sich die Sanierungsfähigkeit der 
Gesellschaft ergibt.5 Wir halten diese Forderung für deutlich zu weitgehend. Zu Recht ist in IDW 
ES 9 eine entsprechende Anforderung nicht enthalten.  
 
Auf Grund der Unsicherheit in der Praxis empfehlen wir jedoch, die folgende Klarstellung in IDW 
ES 9: 
 
Tz.15 
„Eine Sanierung ist dann aussichtslos, wenn die gesetzlichen Vertreter in einem von ihnen vorge-
legten Grobkonzept nicht wenigstens… erreicht werden kann. Die Vorlage einer integrierten Er-
trags-, Finanz- und Vermögensplanung ist nicht erforderlich.“ 
 
Formulierung der Schlussfolgerung 
 
Der Wortlaut sollte u. E. zum Zwecke der Klarstellung und Abgrenzung wie folgt konkretisiert wer-
den: 
 
„Vor dem Hintergrund der Darlegungen der gesetzlichen Vertreter, der mir vorgelegten Unterlagen 
und meiner Untersuchungshandlungen bin ich zu der Schlussfolgerung gekommen, dass die ange-
strebte Sanierung im Rahmen eines Insolvenzverfahrens, in dem ein Insolvenzplan vorgelegt wer-
den soll, nicht offensichtlich aussichtslos ist.“ 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. Ferner sind wir gerne bereit, an 
den entsprechenden Sitzungen des Fachausschusses Sanierung und Insolvenz (FAS) bzgl. der 
Weiterentwicklung des IDW ES 9 teilzunehmen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
WirtschaftsTreuhand GmbH 
 
 
 
Carsten Ernst Peter Richter 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater Steuerberater 
 
Anlagen 

                                                 
5 Vgl. DIAI: Handlungsempfehlungen für das neue Insolvenzrecht, März 2012, S. 7; Buchalik/Kraus, KSI 
2/12, S. 64. 
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